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4 Vorbemerkungen

Vorbemerkungen

Die Autorinnen und Autoren dieses Papiers haben sich aus unter-
schiedlichen disziplinären Perspektiven mit den Themen Lebensende 
und assistierter Suizid befasst. Die Beteiligten vertreten dabei auch  
unterschiedliche Positionen, arbeiten aber in den folgenden Ausführun-
gen gemeinsam zentrale Aspekte heraus, die aus ihrer Sicht bei der Re-
gelung des assistierten Suizids unbedingt beachtet werden sollten. Die 
nachfolgenden Ausführungen basieren auf wissenschaftlichen Erkennt-
nissen, bringen aber zugleich normative, auf rechtlichen wie ethischen 
Prinzipien beruhende Überzeugungen zum Ausdruck.

In verschiedenen europäischen Ländern wurden in den vergangenen 
Jahren Regelungen erlassen, die den assistierten Suizid zulassen. Im 
Februar vergangenen Jahres hat das Bundesverfassungsgericht festge-
stellt, dass das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 
1 Abs. 1 GG) als Ausdruck persönlicher Autonomie ein Recht auf selbst-
bestimmtes Sterben umfasst. Die damit einhergehende Freiheit, sich 
selbstbestimmt das Leben zu nehmen, schließt auch die Freiheit ein, 
hierfür die Hilfe Dritter in Anspruch zu nehmen (BVerfGE 153, S. 182-
310). Auch wenn damit der verfassungsrechtliche Rahmen des Themas 
im Grundsatz geklärt ist, werden die theologischen, philosophischen, 
ethischen und nicht zuletzt medizinischen und politischen Debatten 
andauern – als Ausdruck des Pluralismus unserer Gesellschaft und vor 
dem Hintergrund einer nun anstehenden rechtlichen Ausgestaltung des 
assistierten Suizids. 

Das Urteil des BVerfG bringt den Respekt vor einer Freiheit des Indi-
viduums zum Ausdruck, die in letzter Konsequenz auch das Recht um-
fasst, das eigene Leben zu beenden. Dennoch muss eine anstehende 
Neuregelung des assistierten Suizids zugleich die komplexen Lebens-
realitäten und empirischen Befunde im Umfeld von Sterbewünschen 
berücksichtigen. Von großer Bedeutung sind hierbei die sozialen Bezie-
hungen der Betroffenen und die Bedingungen ihres individuellen Le-
bens. Grundsätzlich haben Staat und Gesellschaft die Aufgabe, inner-
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halb ihrer Möglichkeiten Rahmenbedingungen zu schaffen, die dem 
Einzelnen ein gutes Leben ermöglichen können – gerade auch im Alter, 
bei Krankheit und Leid. Menschen am Ende ihres Lebens nicht allein zu 
lassen, ist eine zentrale Aufgabe einer sorgenden Gemeinschaft.

Zudem muss berücksichtigt werden, dass ein Suizidwunsch oft in-
stabil ist – gerade bei terminal erkrankten Menschen kann er Schwan-
kungen unterliegen. Hinzu kommt, dass verlässliche Daten zeigen, dass 
viele Menschen, die einen Suizidwunsch äußern, dies bei einer einge-
schränkten Fähigkeit zur autonomen Willensbildung tun, beispielsweise 
aufgrund psychischer Erkrankungen, in einer akuten Krise oder unter 
Einfluss von Medikamenten/psychogenen Substanzen – und später von 
ihrem Suizidwunsch wieder Abstand nehmen. Vor diesem Hintergrund 
wird deutlich, dass bei einer Regelung des assistierten Suizids immer 
auch die Suizidprävention mitbedacht werden muss. Selbstverständlich 
kommt Suizidunterstützung nur bei denjenigen in Frage, deren Suizid-
wunsch ernsthaft, stabil, informiert und freiverantwortlich ist.

Mit Blick auf die anstehende Regelung des assistierten Suizids stellen 
sich daher zentrale Fragen: Wann ist ein Suizidwunsch ernsthaft, stabil, 
informiert und freiverantwortlich? Wie lässt sich dies mit hinreichen-
der Gewissheit feststellen? Wie kann sichergestellt werden, dass den 
Betroffenen alternative Optionen und Behandlungsmöglichkeiten best-
möglich vermittelt werden?

Vor dem Hintergrund der bisher skizzierten Überlegungen erachten 
wir die folgenden Thesen und Empfehlungen als zentral für die weitere 
Diskussion zu einer Regelung des assistierten Suizids:
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Thesen

1)	 Zur grundgesetzlich abgesicherten Autonomie des Einzelnen gehört 
das Recht, das eigene Leben zu beenden. Notwendig zu diskutieren 
ist nicht, ob, sondern wie dieses Recht zukünftig wahrgenommen 
werden kann. 

2)	 Niemand – auch kein Angehöriger medizinischer Berufe – kann zur 
Unterstützung eines Suizids verpflichtet werden. Umgekehrt scheint 
es angemessen, die Beteiligung an einem Suizid, sofern dieser frei-
verantwortlich erfolgt, nicht professionsethisch zu untersagen. Die 
Einbeziehung medizinischer Expertise kann dabei in verschiedener 
Hinsicht hilfreich sein: um das Vorliegen von Einschränkungen der 
Entscheidungsfreiheit so gut wie möglich auszuschließen, um vor-
handene medizinische Optionen im individuellen Fall in den Blick 
zu nehmen und um dazu beizutragen, dass der Sterbevorgang mög-
lichst ohne zusätzliches Leid verläuft. 

3)	 Obwohl der Suizidwunsch in vielen Fällen unbeständig sein und auf-
gegeben werden kann, wenn sich die jeweiligen Lebensumstände 
der Betroffenen ändern, gibt es Menschen, deren Suizidwunsch sta-
bil ist und auch angesichts entsprechender medizinischer und psy-
chosozialer Angebote dauerhaft aufrechterhalten wird.

4)	 Es bleibt jedoch im Grundsatz ein nicht vollständig aufzulösendes 
Spannungsverhältnis bestehen: die Achtung der Autonomie des Ein-
zelnen einerseits, die mit Blick auf seine Entscheidungsfreiheit letzt-
lich nicht an Bedingungen geknüpft werden kann, und andererseits 
das Wissen darum, dass der Entschluss zum Suizid in vielen Fällen 
abhängig von einer Fülle unterschiedlicher, vielleicht noch veränder-
barer Faktoren ist und immer auch Ausdruck einer durch Leid und 
Erkrankung beeinträchtigten Wahrnehmung sein kann.
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5)	 Um mit diesem Spannungsverhältnis angemessen umgehen zu kön-
nen, ist es wichtig, ein ausbalanciertes System zu entwickeln, das 

a. 	das Vorliegen psychischer Erkrankungen oder anderer Gründe, 
die eine selbstbestimmte Entscheidungsfindung kaum vorstellbar 
erscheinen lassen, so weit wie möglich ausschließt – im Wissen 
darum, dass die Klärung, ob der geäußerte Suizidwunsch ernst-
haft, stabil, informiert und freiverantwortlich ist, im Einzelfall 
auch für Expertinnen und Experten schwierig und fehleranfällig 
sein kann;

b.	 ein kompetentes und empathisches Beratungs- und Begleitungs-
angebot umfasst, mit dem Ziel, die Betroffenen in ihrer Gesamt
situation wahrzunehmen und ihnen zu helfen; 

c.	 die Entscheidungshoheit der Betroffenen – ggf. auch angesichts 
einer letztlich nicht nachvollziehbaren Motivation und der Irre-
versibilität dieser Entscheidung – akzeptiert und Suizidhilfe bei 
Vorliegen der dargelegten Voraussetzungen zulässt.

6)	 Notwendig sind aber auch Rahmenbedingungen, die Betroffenen 
eine Hinwendung zum Leben erleichtern. Sie beziehen sich auf ganz 
grundsätzliche gesellschaftspolitische Aspekte, bedeuten aber zu-
mindest: 

a. die tatsächliche Verfügbarkeit eines Hilfsangebots mit nieder-
schwelligem Zugang für Menschen in psychischen Krisen und bei 
psychischen Erkrankungen. Hier müssen die bestehenden Versor-
gungsangebote insbesondere in der Suizidprävention angemes-
sen ausgebaut und sichergestellt werden; 



8 Thesen

b. 	das flächendeckende Angebot einer qualitativ hochwertigen pal-
liativmedizinischen und hospizlichen Versorgung, auch in Alten- 
und Pflegeheimen. Zudem muss die Bevölkerung besser über die 
Möglichkeiten von Hilfe und Begleitung aufgeklärt werden; 

c. 	 die Etablierung eines auf interdisziplinärer Expertise aufbauen-
den Informations-, Beratungs- und Begleitungsnetzwerkes für 
Suizidwillige. Diese Aufgabe sollte weder allein privat organisier-
ten Vereinigungen noch allein den Betroffenen selbst überlassen 
werden. Benötigt wird ein allen zugängliches medizinisches und 
psychosoziales Angebot.

7)	 Wichtig ist zudem ein breiter gesellschaftlicher Diskurs über Suizid-
beihilfe und Suizidprävention.
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Empfehlungen

Vor diesem Hintergrund lassen sich zusätzlich zu den bereits genannten 
Aspekten einige konkrete Ansatzpunkte für eine mögliche gesetzliche 
Neuregelung zum assistierten Suizid formulieren:

1.	 Grundsätzlich sollte nur die Entscheidung von Volljährigen als Aus-
druck eines autonom gebildeten Suizidwillens anerkannt werden. 
Lediglich in besonderen medizinischen Ausnahmefällen eines Suizid-
wunschs bei gravierendem Leidensdruck ist auch die Entscheidung 
Jüngerer anzuerkennen, sofern die Person entsprechende Fähigkeiten 
zur hinreichend selbstbestimmten Willensbildung besitzt.

2.	 Eine an den Bedürfnissen unterschiedlicher Zielgruppen ausgerich-
tete, barrierefrei zugängliche umfassende Information zu Behand-
lungs-, Begleitungs- und psychosozialen Kriseninterventionsangebo-
ten bei Krankheit und Leid ist sicherzustellen. 

3.	 Es muss ferner sichergestellt sein, dass psychische oder andere, ins-
besondere medizinische Gründe, die eine autonome Entscheidung 
ernsthaft infrage stellen, nicht vorliegen. Diese Einschätzung bedarf 
zwingend einer ärztlichen Expertise, die möglichst auch unterschied-
liche Disziplinen involvieren sollte. Die Ergebnisse sind entsprechend 
zu dokumentieren. 

4.	 Gewährleistet werden muss eine qualitativ hochwertige Beratung, die 
ergebnisoffen und im Respekt vor der Autonomie der Suizidwilligen 
erfolgt. Besondere Aufmerksamkeit ist dabei auf einen möglichen ge-
fühlten oder realen äußeren Druck auf die Suizidwilligen zu richten.

5.	 Zwischen Beratung bzw. Bewertung der Freiverantwortlichkeit und 
Hilfe zum Suizid ist eine ausreichende Bedenkzeit vorzusehen, die in 
Ausnahmefällen verkürzt werden kann.
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6.	 Bewertung der Freiverantwortlichkeit und Durchführung der Suizid
assistenz sind personell und organisatorisch zu trennen. Zudem 
muss eine gesonderte Beratung angeboten werden. Insgesamt sind 
mindestens zwei Ärztinnen/Ärzte zu beteiligen (4-Augen-Prinzip). 
Alle Schritte sind zu dokumentieren.

7.	 Kommerzielle Angebote der Suizidassistenz sowie Werbung für die 
Suizidassistenz sind zu verbieten. 

8.	 Im Sinne der Gleichbehandlung und Rechtssicherheit sollten kohä-
rente Regeln auf Bundesebene festgelegt werden. Diese müssen 
unter anderem auch Veränderungen des Betäubungsmittelgesetzes 
einbeziehen. 

9.	 Das ärztliche Berufsrecht sollte entsprechend angepasst werden. 

10.	Alle durchgeführten assistierten Suizide sind in einem Register zu 
erfassen. 

11.	Eine unabhängige Kommission sollte die dokumentierte Praxis der 
Suizidassistenz jährlich auswerten und einen Bericht veröffentlichen. 

	
12.	Die inter- und transdisziplinäre Begleitforschung zur Suizidpräven

tion und zur Suizidassistenz sollte nachhaltig gefördert werden, um 
die praktische Durchführung systematisch zu erfassen und auf die-
ser empirischen Grundlage mögliche Nachjustierungen vornehmen 
zu können.
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